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See the notice on TED website

89543-2026 - Result
Germany – Research and development services and related consultancy services – 
Forschungsvorhaben zur Evaluierung der Sterilisationsregelung im Betreuungsrecht nach altem 
und nach neuem Recht
OJ S 27/2026 09/02/2026
Contract or concession award notice – standard regime
Services

1. Buyer

1.1.  Buyer
Official name: Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Bundesministerin der Justiz 
und für Verbraucherschutz
Email: forschung@bfj.bund.de
Legal type of the buyer: Central government authority
Activity of the contracting authority: General public services

2. Procedure

2.1.  Procedure
Title: Forschungsvorhaben zur Evaluierung der Sterilisationsregelung im Betreuungsrecht 
nach altem und nach neuem Recht
Description: Das Forschungsvorhaben soll sich entsprechend der Vorgaben des 
Reformgesetzgebers schwerpunktmäßig auf die Anwendungspraxis der Sterilisationsregelung 
im Jahr vor und im Jahr nach der Neuregelung des Sterilisationsparagraphen beziehen, die 
zum 01.01.2023 in Kraft getreten ist. Um möglichst belastbare Aussagen über die 
Anwendungspraxis vor und nach der Neuregelung treffen zu können, soll darüber 
hinausgehend eine größere Zahl von Gerichtsakten ausgewertet werden, indem der 
Untersuchungszeitraum auf zwei Jahre vor und zwei Jahre nach dem Inkrafttreten der 
Neuregelung ausgedehnt wird. Dementsprechend sollen die bundesweit bei den 
Betreuungsgerichten anhängigen Gerichtsverfahren aus den Jahren 2021/22 und 2023/24 
ausgewertet und miteinander verglichen werden. Durch das Forschungsvorhaben sollen 
empirische Erkenntnisse darüber gewonnen werden, in welchen konkreten Fallgestaltungen 
die Einwilligung in eine Sterilisation nach § 1905 BGB a.F. und § 1830 BGB erklärt und 
genehmigt wurde und in welchen konkreten Fallgestaltungen eine Einwilligung oder eine 
gerichtliche Genehmigung versagt wurde. Es soll insbesondere untersucht werden, ob die 
Betroffenen im Entscheidungsprozess ausreichende Unterstützung erhielten, welche Gefahren 
als Grund für die Sterilisation angenommen wurden und mit welchen Maßnahmen den 
Gefahren begegnet werden konnte. Des Weiteren soll nach Möglichkeit untersucht werden, ob 
auch Frauen sterilisiert wurden, die nicht einwilligungsfähig waren, von den behandelnden 
Ärztinnen und Ärzten und/oder den rechtlichen Betreuerinnen und Betreuern aber als 
einwilligungsfähig eingestuft wurden, um ein betreuungsgerichtliches Verfahren zu umgehen. 
Damit soll die Untersuchung eine rechtstatsächliche Grundlage für die Frage bilden, ob ein 
Bedürfnis dafür besteht, die Sterilisation von einwilligungsunfähigen Erwachsenen auf 
Grundlage einer stellvertretenden Einwilligung in engen Ausnahmefällen weiterhin zuzulassen, 
ob der Schutz der betroffenen Personengruppe durch die Neuregelung ausreichend ist oder 
bis hin zu einem Verbot verstärkt werden sollte. Die Untersuchung soll Erkenntnisse dazu 
liefern, ob die geltende Regelung in § 1830 BGB zufriedenstellende Lösungsmöglichkeiten 
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bietet oder ob es – etwa wegen der Komplexität des Verfahrens – zu rechtswidrigen 
Umgehungen kommt. Zur Methodik: Es sollen die in den Jahren 2021/22 nach § 1905 BGB a. 
F. entschiedenen und die in den Jahren 2023/24 nach § 1830 BGB eingeleiteten Verfahren 
(insgesamt etwa 70 bis 80 Verfahren) untersucht werden, indem die Gerichtsakten hierzu 
ausgewertet werden. Des Weiteren sollen Betroffene und weitere an einer Entscheidung über 
die Sterilisation beteiligte Personen (Sterilisationsbetreuerinnen und -betreuer, Angehörige, 
Einrichtungsmitarbeitende oder -leiter/innen, Verfahrenspfleger/innen, Sachverständige, 
behandelnde Ärztinnen und Ärzte, Betreuungsrichter/innen, Betreuungsbehörden) interviewt 
werden. Auch sollen Expertinnen und Experten aus der Praxis, Wissenschaft und den 
Interessenvertretungen von Menschen mit Behinderungen interviewt werden. Um das 
Dunkelfeld zu beleuchten, sollen zudem in einer Stichprobe auch Bewohnerinnen und 
Bewohner von Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen (ggf. in einfacher Sprache) 
befragt werden, ob sie sterilisiert wurden und dies gerichtlich genehmigt worden ist. Das 
Forschungsdesign sollte dabei möglichst partizipativ ausgestaltet sein. Der Auftragnehmer 
oder die Auftragnehmerin hat selbständig ein Forschungskonzept zu erstellen. Anhand der 
Leistungsbeschreibung werden die Forschungsthemen, -fragen, sowie gewisse methodische 
Ansätze – nicht abschließend – vorgegeben. Auf dieser Grundlage sind innovative 
Lösungsvorschläge zu erarbeiten und somit wesentliche eigene Beiträge zur strukturierten 
Gestaltung der Leistung zu erbringen. Es wird eine konzeptionelle Lösung im Sinne von § 14 
Abs. 3 Nr. 2 VgV erwartet. Die Leistung soll als ein Gesamtauftrag vergeben werden. 
Einzelheiten sind den Vergabeunterlagen zu entnehmen.
Procedure identifier: 22eb2a8c-fff1-4559-be8f-7834c3b17db9
Internal identifier: III 3 3003/03-0007
Type of procedure: Negotiated with prior publication of a call for competition / competitive with 
negotiation
The procedure is accelerated: no
Main features of the procedure: Das Vergabeverfahren wird ausschließlich über die e-Vergabe-
Plattform des Bundes  abgewickelt. Auf der e-Vergabe-Plattform (www.evergabe-online.de)
können die Vergabeunterlagen heruntergeladen werden. Teilnahmeanträge und Angebote 
müssen elektronisch mit AnA-Web, der Webanwendung der e-Vergabe, abgegeben werden. 
Der Auftrag wird im Wege des Verhandlungsverfahrens mit Teilnahmewettbewerb vergeben, § 
14 Absatz 1 und 3 Nr. 2, § 17 VgV. Hiermit und durch die Auftragsbekanntmachung werden 
interessierte natürliche und juristische Personen zur Teilnahme aufgefordert 
(Teilnahmewettbewerb). Der Antrag auf Teilnahme wird durch das Einreichen eines Antrags 
unter Beachtung der unter Ziffer 4.1. und Ziffer 4.3 der Vergabeunterlagen aufgeführten 
Formalien gestellt. Bei Einreichung eines Teilnahmeantrags ist noch kein Angebot 
einzureichen. Ein Angebot ist erst nach entsprechender Aufforderung durch die Auftraggeberin 
vorzulegen. Mit dem Teilnahmeantrag übermitteln interessierte Bewerbende die von der 
Auftraggeberin in den Vergabeunterlagen geforderten Informationen für die Prüfung ihrer 
Eignung. Aus den geeigneten Bewerbenden wählt die Auftraggeberin in Phase 1 
(Teilnahmewettbewerb) anhand der festgelegten Eignungskriterien (Ziffer 4.3.4. der 
Vergabeunterlagen in Verbindung mit Anlage 2) diejenigen aus, die sie zur Abgabe von 
Erstangeboten auffordert. Nach Auswertung der eingereichten Angebote in Phase 2 
(Angebotsphase) werden die anhand der festgelegten Zuschlagskriterien (Ziffer 4.4.3. der 
Vergabeunterlagen in Verbindung mit Anlage 3) ausgewählten Bietenden zu Verhandlungen 
eingeladen. Nach Durchführung der Verhandlungsgespräche (Phase 3) wählt die 
Auftraggeberin aus den Bietenden, die daran teilgenommen haben, den Bieter oder die 
Bieterin aus, der oder die den Zuschlag erhalten soll (Phase 4). Damit wird das 
Vergabeverfahren nach Ablauf der Teilnahmefrist in vier aufeinander folgenden Phasen 
abgewickelt: (1) Phase 1: Teilnahmewettbewerb (Bewertung der Eignung/Aufforderung 
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ausgewählter Bewerbenden zur Abgabe von Erstangeboten) Nur diejenigen Bewerbenden 
werden auf ihre (materielle) Eignung überprüft, deren Teilnahmeanträge die formalen Kriterien 
(Ziffern 4.3.1., 4.3.2. und 4.3.3. der Vergabeunterlagen) erfüllen, d. h. dass diesen alle 
geforderten eignungsbezogenen Erklärungen und Unterlagen vollständig beigefügt sind. 
Bewerbende, welche die geforderten Erklärungen und Formulare nicht, nicht vollständig oder 
nicht in der geforderten Form vorlegen, haben ihre Eignung nicht nachgewiesen. In diesem 
Fall wird der Teilnahmeantrag zurückgewiesen. Dies dient der Wahrung des 
Gleichbehandlungs- und Transparenzgrundsatzes aus § 97 Absatz 1 und 2 GWB und 
bedeutet den Ausschluss vom Verfahren. (2) Phase 2: Angebotsphase (Bewertung der 
Angebote/Auswahl der Bietenden für Verhandlungsgespräche) Das Angebot ist – erst nach 
vorheriger Aufforderung durch die Auftraggeberin – unter Beachtung der unter Ziffern 4.4.1. 
und 4.4.2. der Vergabeunterlagen aufgeführten Formalien innerhalb der gesetzten Frist 
einzureichen. Die Fristsetzung erfolgt bei der Aufforderung zur Angebotsabgabe. In dieser 
Phase bewertet die Auftraggeberin alle nach Aufforderung eingereichten Angebote anhand 
der in Anlage 3 festgelegten Zuschlagskriterien und wählt diejenigen Bietenden aus, die zu 
Verhandlungsgesprächen eingeladen werden. Dabei werden nur solche Angebote 
berücksichtigt, die die erforderliche Mindestpunktzahl erreicht haben. Einzelheiten zur 
Bewertung der Angebote/Punktevergabe sind den Ziffern 4.4.3. und 4.4.4. der 
Vergabeunterlagen zu entnehmen. (3) Phase 3: Verhandlungsphase (Durchführung von 
Verhandlungsgesprächen und Bewertung der endgültigen Angebote) Nach Bewertung der 
Angebote werden die ausgewählten Bietenden – soweit kein Direktzuschlag nach § 17 Absatz 
11 VgV erfolgt – zu Verhandlungsgesprächen eingeladen. Zu Beginn des 
Verhandlungsgesprächs ist eine Präsentation durch den Bieter oder die Bieterin vorgesehen. 
Verhandelt wird über den gesamten Angebotsinhalt mit Ausnahme der in den 
Vergabeunterlagen festgelegten Mindestanforderungen und Zuschlagskriterien (§ 17 Absatz 
10 VgV). Beabsichtigt die Auftraggeberin, die Verhandlungen abzuschließen, werden die 
verbleibenden Bietenden hierüber unterrichtet und unter einer einheitlichen Fristsetzung 
aufgefordert, endgültige (d. h. neue oder überarbeitete) Angebote einzureichen, § 17 Absatz 
14 VgV. (4) Phase 4: Zuschlagserteilung (Auftragsvergabe) Die Auftraggeberin schließt den 
Vertrag mit dem Bieter oder der Bieterin, dessen oder deren Erstangebot oder endgültiges 
Angebot aufgrund der Angebotspräsentation, des ausgehandelten Auftragsinhalts und der 
ausgehandelten Auftragsbedingungen im Rahmen der bekannt gemachten Zuschlagskriterien 
und deren Gewichtung die bestmögliche Leistung erwarten lässt und damit das 
wirtschaftlichste Angebot für die Auftraggeberin darstellt, § 58 VgV, § 127 GWB. Bietende, 
deren Angebote nicht berücksichtigt werden sollen, werden von der Auftraggeberin über den 
Namen des Bieters oder der Bieterin, dessen oder deren Angebot angenommen werden soll, 
über die Gründe der vorgesehenen Nichtberücksichtigung ihres Angebots und über den 
frühesten Zeitpunkt des Vertragsschlusses unverzüglich in Textform (§ 126b BGB) informiert 
(§ 134 GWB). Im Falle der Zuschlagserteilung übermittelt die Auftraggeberin dem Bieter oder 
der Bieterin ein Zuschlagsschreiben per E-Mail. Der Vertrag kommt mit dem Zugang des 
Zuschlagsschreibens an den Bieter oder die Bieterin zustande. Im Nachgang zur 
Zuschlagserteilung erfolgt die deklaratorische Unterzeichnung der Vertragsurkunde. Das 
Verfahren endet mit Vertragsschluss oder mit Aufhebung des Vergabeverfahrens. Einzelheiten 
sind den Vergabeunterlagen zu entnehmen.

2.1.1.  Purpose
Main nature of the contract: Services
Main classification (cpv): 73000000 Research and development services and related 
consultancy services
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2.1.2.  Place of performance
Town: Berlin
Country subdivision (NUTS): Berlin (DE300)
Country: Germany

2.1.3.  Value
Estimated value excluding VAT: 168 067,23 EUR

2.1.4.  General information
Legal basis: 
Directive 2014/24/EU
vgv -

5. Lot

5.1.  Lot: LOT-0000
Title: Forschungsvorhaben zur Evaluierung der Sterilisationsregelung im Betreuungsrecht 
nach altem und nach neuem Recht
Description: Das Forschungsvorhaben soll sich entsprechend der Vorgaben des 
Reformgesetzgebers schwerpunktmäßig auf die Anwendungspraxis der Sterilisationsregelung 
im Jahr vor und im Jahr nach der Neuregelung des Sterilisationsparagraphen beziehen, die 
zum 01.01.2023 in Kraft getreten ist. Um möglichst belastbare Aussagen über die 
Anwendungspraxis vor und nach der Neuregelung treffen zu können, soll darüber 
hinausgehend eine größere Zahl von Gerichtsakten ausgewertet werden, indem der 
Untersuchungszeitraum auf zwei Jahre vor und zwei Jahre nach dem Inkrafttreten der 
Neuregelung ausgedehnt wird. Dementsprechend sollen die bundesweit bei den 
Betreuungsgerichten anhängigen Gerichtsverfahren aus den Jahren 2021/22 und 2023/24 
ausgewertet und miteinander verglichen werden. Durch das Forschungsvorhaben sollen 
empirische Erkenntnisse darüber gewonnen werden, in welchen konkreten Fallgestaltungen 
die Einwilligung in eine Sterilisation nach § 1905 BGB a.F. und § 1830 BGB erklärt und 
genehmigt wurde und in welchen konkreten Fallgestaltungen eine Einwilligung oder eine 
gerichtliche Genehmigung versagt wurde. Es soll insbesondere untersucht werden, ob die 
Betroffenen im Entscheidungsprozess ausreichende Unterstützung erhielten, welche Gefahren 
als Grund für die Sterilisation angenommen wurden und mit welchen Maßnahmen den 
Gefahren begegnet werden konnte. Des Weiteren soll nach Möglichkeit untersucht werden, ob 
auch Frauen sterilisiert wurden, die nicht einwilligungsfähig waren, von den behandelnden 
Ärztinnen und Ärzten und/oder den rechtlichen Betreuerinnen und Betreuern aber als 
einwilligungsfähig eingestuft wurden, um ein betreuungsgerichtliches Verfahren zu umgehen. 
Damit soll die Untersuchung eine rechtstatsächliche Grundlage für die Frage bilden, ob ein 
Bedürfnis dafür besteht, die Sterilisation von einwilligungsunfähigen Erwachsenen auf 
Grundlage einer stellvertretenden Einwilligung in engen Ausnahmefällen weiterhin zuzulassen, 
ob der Schutz der betroffenen Personengruppe durch die Neuregelung ausreichend ist oder 
bis hin zu einem Verbot verstärkt werden sollte. Die Untersuchung soll Erkenntnisse dazu 
liefern, ob die geltende Regelung in § 1830 BGB zufriedenstellende Lösungsmöglichkeiten 
bietet oder ob es – etwa wegen der Komplexität des Verfahrens – zu rechtswidrigen 
Umgehungen kommt. Zur Methodik: Es sollen die in den Jahren 2021/22 nach § 1905 BGB a. 
F. entschiedenen und die in den Jahren 2023/24 nach § 1830 BGB eingeleiteten Verfahren 
(insgesamt etwa 70 bis 80 Verfahren) untersucht werden, indem die Gerichtsakten hierzu 
ausgewertet werden. Des Weiteren sollen Betroffene und weitere an einer Entscheidung über 
die Sterilisation beteiligte Personen (Sterilisationsbetreuerinnen und -betreuer, Angehörige, 
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Einrichtungsmitarbeitende oder -leiter/innen, Verfahrenspfleger/innen, Sachverständige, 
behandelnde Ärztinnen und Ärzte, Betreuungsrichter/innen, Betreuungsbehörden) interviewt 
werden. Auch sollen Expertinnen und Experten aus der Praxis, Wissenschaft und den 
Interessenvertretungen von Menschen mit Behinderungen interviewt werden. Um das 
Dunkelfeld zu beleuchten, sollen zudem in einer Stichprobe auch Bewohnerinnen und 
Bewohner von Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen (ggf. in einfacher Sprache) 
befragt werden, ob sie sterilisiert wurden und dies gerichtlich genehmigt worden ist. Das 
Forschungsdesign sollte dabei möglichst partizipativ ausgestaltet sein. Der Auftragnehmer 
oder die Auftragnehmerin hat selbständig ein Forschungskonzept zu erstellen. Anhand der 
Leistungsbeschreibung werden die Forschungsthemen, -fragen, sowie gewisse methodische 
Ansätze – nicht abschließend – vorgegeben. Auf dieser Grundlage sind innovative 
Lösungsvorschläge zu erarbeiten und somit wesentliche eigene Beiträge zur strukturierten 
Gestaltung der Leistung zu erbringen. Es wird eine konzeptionelle Lösung im Sinne von § 14 
Abs. 3 Nr. 2 VgV erwartet. Die Leistung soll als ein Gesamtauftrag vergeben werden. 
Einzelheiten sind den Vergabeunterlagen zu entnehmen.
Internal identifier: III 3 3003/03-0007

5.1.1.  Purpose
Main nature of the contract: Services
Main classification (cpv): 73000000 Research and development services and related 
consultancy services

5.1.2.  Place of performance
Town: Berlin
Country subdivision (NUTS): Berlin (DE300)
Country: Germany
Additional information: Der Ort der Leistung ist nach Maßgabe des jeweiligen Einzelvertrags 
zu bestimmen. Besprechungen des Auftragnehmers oder der Auftragnehmerin mit der 
Vertretung der Auftraggeberin finden per Videokonferenz oder im Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz in Berlin statt.

5.1.3.  Estimated duration
Duration: 18 Months

5.1.5.  Value
Estimated value excluding VAT: 168 067,23 EUR

5.1.6.  General information
Procurement Project not financed with EU Funds.
The procurement is covered by the Government Procurement Agreement (GPA): yes
Additional information: 1. Der / die Bewerber / Bieter gehört / gehören nicht zu den in Artikel 5 
k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/20141 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 15 der 
Verordnung (EU) 2022/1269 des Rates vom 21. Juli 2022 (Russland-Bezug) des Rates über 
restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine 
destabilisieren, genannten Personen oder Unternehmen, die einen Bezug zu Russland im 
Sinne der Vorschrift aufweisen, a) durch die russische Staatsangehörigkeit des Bewerbers
/Bieters oder die Niederlassung des Bewerbers/Bieters in Russland, b) durch die Beteiligung 
einer natürlichen Person oder eines Unternehmens, auf die eines der Kriterien nach 
Buchstabe a zutrifft, am Bewerber/Bieter über das unmittelbare oder mittelbare Halten von 
Anteilen im Umfang von mehr als 50%, c) durch das Handeln der Bewerber/Bieter im Namen 
oder auf Anweisung von Personen oder Unternehmen, auf die die Kriterien der Buchstaben a 
und/oder b zutrifft. 2. Die am Auftrag als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, 
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deren Kapazitäten im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises in 
Anspruch genommen werden, beteiligten Unternehmen, auf die mehr als 10% des 
Auftragswerts entfällt, gehören ebenfalls nicht zu dem in der Vorschrift genannten 
Personenkreis mit einem Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift. 3. Es wird bestätigt und 
sichergestellt, dass auch während der Vertragslaufzeit keine als Unterauftragnehmer, 
Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Zusammenhang mit der Erbringung des 
Eignungsnachweises in Anspruch genommen werden, beteiligten Unternehmen mit einem 
Bezug zu Russland im Sinne von Ziffer 1 eingesetzt werden, auf die mehr als 10% des 
Auftragswerts entfällt.

5.1.7.  Strategic procurement
Aim of strategic procurement: No strategic procurement
Innovation procurement: The procured works, supplies or services involve research and 
development activities.

5.1.8.  Accessibility criteria
Accessibility criteria for persons with disabilities are included

5.1.10.  Award criteria
Criterion: 
Type: Quality
Description: Zuschlagskriterien sind die Qualität der Forschungskonzeption (Qualität) und der 
Preis (Brutto-Auftragssumme). Für die Qualität und den Preis können dabei zunächst jeweils 
maximal 100 Punkte erreicht werden. Der Gesamtpunktwert ergibt sich aus einer Gewichtung 
der Qualität (Q) mit 70 Prozent und des Preises (P) mit 30 Prozent. Der Preis (Brutto-
Auftragssumme) besteht aus der Gesamtsumme der in dem Kostenplan (Kostenkalkulation) 
für die Gesamtlaufzeit des Forschungsvorhabens anzugebenen Kostenpositionen 
(Personalkosten, Kostenleistungen Dritter, Sachkosten, Reisekosten, etwaige 
Umsatzsteuerbeträge, eventueller Overhead; siehe Ziffer 4.4.2. der Vergabeunterlagen sowie 
Formular 12: Preisblatt der Anlage 1: Formulare 1 bis 14). Im Rahmen der 
Angebotsbewertung können für die Qualität maximal 100 Punkte vergeben werden, die sich 
auf die einzelnen fachlichen Unterkriterien wie folgt verteilen: - Forschungsgegenstand: 
maximal 15 Punkte, - Forschungsmethodik: maximal 50 Punkte, - Organisatorische Aspekte 
bzgl. der Bearbeitung: maximal 25 Punkte, - Aufbau und Verständlichkeit des Angebots: 
maximal 10 Punkte. Erforderlich ist, dass das Angebot insgesamt mindestens 38 Punkte sowie 
bei jedem Unterkriterium die jeweils aus dem Bewertungsbogen zu entnehmenden 
erforderlichen Einzelpunkte erlangt (siehe Formular in Anlage 3 zu den Vergabeunterlagen). 
Eigene – über den in der Ausschreibung genannten Leistungsumfang hinausgehende – 
inhaltliche Ergänzungsvorschläge und methodische Forschungsansätze können punktemäßig 
berücksichtigt werden (siehe zu den Einzelheiten Ziffer 1.2 und Ziffer 2.1 lit. b) der Anlage 3 zu 
den Vergabeunterlagen). Eine detaillierte Darstellung der Qualitätskriterien und deren 
Bewertung ist der Anlage 3 zu den Vergabeunterlagen zu entnehmen. Hinweis: Die 
Unterkriterien beinhalten keine Mindestkriterien, deren Nichterfüllen jeweils unmittelbar zum 
Angebotsausschluss führen (vgl. § 57 Absatz 1 Nr. 4 VgV). Maßgeblich für den Verbleib im 
Vergabeverfahren ist das Erreichen der jeweiligen Mindestpunktzahl (siehe Tabelle in Anlage 
3 zu den Vergabeunterlagen). Die Berechnung des Punktwerts für den Preis erfolgt in der 
Weise, dass für das günstigste Angebot (brutto) der maximale Punktwert von 100 Punkten 
angesetzt wird. Die Punkte für die weiteren Angebote werden dann in der Weise berechnet, 
dass ermittelt wird, um welchen Prozentsatz das günstigste Angebot günstiger ist. Der 
Maximalpunktwert wird dann um denselben Prozentsatz verringert. Bei der Bewertung eines 
jeden Angebots gilt jeweils: - Es sind insgesamt maximal 100 Punkte erreichbar. Es erfolgt 
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eine Gewichtung von Qualität (Q) mit 70 Prozent und Preis (P) mit 30 Prozent. Es werden 
maximal zwei Stellen hinter dem Komma angegeben, aufgerundet wird ab „0,005“. - Im 
Rahmen der Qualität (Q) kann ein Angebot ebenfalls maximal 100 Punkte erreichen. Dabei 
muss ein Angebot bei einzelnen Unterkriterien mit einer Mindestpunktzahl bewertet werden 
und insgesamt mindestens 38 Punkte erreichen (siehe im Einzelnen Anlage 3 zu den 
Vergabeunterlagen). - Für diejenigen Angebote, die die Mindestpunktzahlkriterien erfüllen, 
wird die Gesamtpunktzahl ermittelt. Die punktbesten fünf Bietenden werden – vorbehaltlich 
eines Direktzuschlages (siehe Ziffer 4.4. der Vergabeunterlagen) – zur Verhandlung 
eingeladen. Die Berechnung der Gesamtpunktzahl wird in der Anlage 3 zu den 
Vergabeunterlagen näher erläutert.
Criterion: 
Type: Price
Name: Der Gesamtpunktwert ergibt sich aus einer Gewichtung der Qualität (Q) mit 70 Prozent 
und des Preises (P) mit 30 Prozent.
Description: Zuschlagskriterien sind die Qualität der Forschungskonzeption (Qualität) und der 
Preis (Brutto-Auftragssumme). Für die Qualität und den Preis können dabei zunächst jeweils 
maximal 100 Punkte erreicht werden. Der Gesamtpunktwert ergibt sich aus einer Gewichtung 
der Qualität (Q) mit 70 Prozent und des Preises (P) mit 30 Prozent. Der Preis (Brutto-
Auftragssumme) besteht aus der Gesamtsumme der in dem Kostenplan (Kostenkalkulation) 
für die Gesamtlaufzeit des Forschungsvorhabens anzugebenen Kostenpositionen 
(Personalkosten, Kostenleistungen Dritter, Sachkosten, Reisekosten, etwaige 
Umsatzsteuerbeträge, eventueller Overhead; siehe Ziffer 4.4.2. der Vergabeunterlagen sowie 
Formular 12: Preisblatt der Anlage 1: Formulare 1 bis 14). Im Rahmen der 
Angebotsbewertung können für die Qualität maximal 100 Punkte vergeben werden, die sich 
auf die einzelnen fachlichen Unterkriterien wie folgt verteilen: - Forschungsgegenstand: 
maximal 15 Punkte, - Forschungsmethodik: maximal 50 Punkte, - Organisatorische Aspekte 
bzgl. der Bearbeitung: maximal 25 Punkte, - Aufbau und Verständlichkeit des Angebots: 
maximal 10 Punkte. Erforderlich ist, dass das Angebot insgesamt mindestens 38 Punkte sowie 
bei jedem Unterkriterium die jeweils aus dem Bewertungsbogen zu entnehmenden 
erforderlichen Einzelpunkte erlangt (siehe Formular in Anlage 3 zu den Vergabeunterlagen). 
Eigene – über den in der Ausschreibung genannten Leistungsumfang hinausgehende – 
inhaltliche Ergänzungsvorschläge und methodische Forschungsansätze können punktemäßig 
berücksichtigt werden (siehe zu den Einzelheiten Ziffer 1.2 und Ziffer 2.1 lit. b) der Anlage 3 zu 
den Vergabeunterlagen). Eine detaillierte Darstellung der Qualitätskriterien und deren 
Bewertung ist der Anlage 3 zu den Vergabeunterlagen zu entnehmen. Hinweis: Die 
Unterkriterien beinhalten keine Mindestkriterien, deren Nichterfüllen jeweils unmittelbar zum 
Angebotsausschluss führen (vgl. § 57 Absatz 1 Nr. 4 VgV). Maßgeblich für den Verbleib im 
Vergabeverfahren ist das Erreichen der jeweiligen Mindestpunktzahl (siehe Tabelle in Anlage 
3 zu den Vergabeunterlagen). Die Berechnung des Punktwerts für den Preis erfolgt in der 
Weise, dass für das günstigste Angebot (brutto) der maximale Punktwert von 100 Punkten 
angesetzt wird. Die Punkte für die weiteren Angebote werden dann in der Weise berechnet, 
dass ermittelt wird, um welchen Prozentsatz das günstigste Angebot günstiger ist. Der 
Maximalpunktwert wird dann um denselben Prozentsatz verringert. Bei der Bewertung eines 
jeden Angebots gilt jeweils: - Es sind insgesamt maximal 100 Punkte erreichbar. Es erfolgt 
eine Gewichtung von Qualität (Q) mit 70 Prozent und Preis (P) mit 30 Prozent. Es werden 
maximal zwei Stellen hinter dem Komma angegeben, aufgerundet wird ab „0,005“. - Im 
Rahmen der Qualität (Q) kann ein Angebot ebenfalls maximal 100 Punkte erreichen. Dabei 
muss ein Angebot bei einzelnen Unterkriterien mit einer Mindestpunktzahl bewertet werden 
und insgesamt mindestens 38 Punkte erreichen (siehe im Einzelnen Anlage 3 zu den 
Vergabeunterlagen). - Für diejenigen Angebote, die die Mindestpunktzahlkriterien erfüllen, 
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wird die Gesamtpunktzahl ermittelt. Die punktbesten fünf Bietenden werden – vorbehaltlich 
eines Direktzuschlages (siehe Ziffer 4.4. der Vergabeunterlagen) – zur Verhandlung 
eingeladen. Die Berechnung der Gesamtpunktzahl wird in der Anlage 3 zu den 
Vergabeunterlagen näher erläutert.
Description of the method to be used if weighting cannot be expressed by criteria: Der 
Gesamtpunktwert ergibt sich aus einer Gewichtung der Qualität (Q) mit 70 Prozent und des 
Preises (P) mit 30 Prozent.

5.1.15.  Techniques
Framework agreement: 
No framework agreement
Information about the dynamic purchasing system: 
No dynamic purchase system

5.1.16.  Further information, mediation and review
Review organisation: Vergabekammern des Bundes beim Bundeskartellamt
Information about review deadlines: Sieht sich eine am Auftrag interessierte natürliche oder 
juristische Person durch Nichtbeachtung von Vergabevorschriften in ihren Rechten verletzt, ist 
der Verstoß innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen bei dem/der Vertreter/in der 
Auftraggeberin/der Vergabestelle Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz - 
Referat I A 5 - Mohrenstraße 37 10117 Berlin Fax: +49 3018580-9525 oder Bundesamt für 
Justiz - Referat III 3 - Adenauerallee 99-103 53113 Bonn Fax: +49 22899410-5592 zu rügen, § 
160 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 GWB. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die bereits 
aufgrund der Bekanntmachung oder der Vergabeunterlagen erkennbar sind, müssen bis zum 
Ende der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung gerügt werden, § 160 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und Nummer 3 GWB. Teilt die Auftraggeberin der interessierten 
natürlichen oder juristischen Person mit, ihrer Rüge nicht abhelfen zu wollen, kann diese 
gemäß § 160 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 GWB innerhalb von 15 Kalendertagen nach Eingang 
der Mitteilung bei der zuständigen Stelle für das Nachprüfungsverfahren (siehe nachstehend) 
einen Antrag auf Einleitung des Nachprüfungsverfahrens stellen.
Organisation providing additional information about the procurement procedure: 
Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Bundesministerin der Justiz und für 
Verbraucherschutz
Organisation providing offline access to the procurement documents: Bundesrepublik 
Deutschland, vertreten durch die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz
Organisation providing more information on the review procedures: Bundesrepublik 
Deutschland, vertreten durch die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz
Organisation signing the contract: Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die 
Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz

6. Results

Value of all contracts awarded in this notice: 199 949,75 EUR

6.1.  Result lot identifier: LOT-0000
Winner selection status: At least one winner was chosen.

6.1.2.  Information about winners
Winner: 
Official name: INTERVAL GmbH
Tender: 
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Tender identifier: Angebot InterVal GmbH
Identifier of lot or group of lots: LOT-0000
Value of the tender: 199 949,75 EUR
The tender was ranked: yes
The tender is a variant: no
Subcontracting: Yes
Subcontracting value is known: no
Subcontracting percentage is known: no
Description: Die Unterauftragnehmerin bringt ihre fachliche und juristische Expertise und ihr 
Netzwerk in das Team ein. Sie berät das Team in allen Schritten, wird – sofern möglich – an 
Terminen mit der Auftraggeberin und an den Beiratssitzungen teilnehmen und zudem die 
vertiefende Aktenanalyse durchführen.
Contract information: 
Identifier of the contract: Forschungsvorhaben durchgeführt durch InterVal GmbH
Title: Forschungsvorhaben zum Thema „Evaluierung der Sterilisationsregelung im 
Betreuungsrecht nach altem und nach neuem Recht“
Date of the conclusion of the contract: 28/01/2026
Organisation signing the contract: Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die 
Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz

6.1.4.  Statistical information
Received tenders or requests to participate: 
Type of received submissions: Tenders submitted electronically
Number of tenders or requests to participate received: 3

8. Organisations

8.1.  ORG-0000
Official name: Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Bundesministerin der Justiz 
und für Verbraucherschutz
Registration number: 991-18338-39
Postal address: Mohrenstraße 37
Town: Berlin
Postcode: 10117
Country subdivision (NUTS): Berlin (DE300)
Country: Germany
Contact point: Bundesamt für Justiz, Adenaueralle 99-103, 53113 Bonn
Email: forschung@bfj.bund.de
Telephone: 000
Fax: 000
Internet address: https://www.bmj.de/DE/Startseite/Startseite_node.html
Roles of this organisation: 
Procurement service provider
Organisation providing additional information about the procurement procedure
Organisation providing offline access to the procurement documents
Organisation providing more information on the review procedures
Organisation signing the contract

8.1.  ORG-0001

mailto:forschung@bfj.bund.de
https://www.bmj.de/DE/Startseite/Startseite_node.html
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Official name: Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Bundesministerin der Justiz 
und für Verbraucherschutz
Registration number: 991-19933-07
Town: Berlin
Postcode: 10117
Country subdivision (NUTS): Berlin (DE300)
Country: Germany
Contact point: Bundesamt für Justiz
Email: forschung@bfj.bund.de
Telephone: 000
Roles of this organisation: 
Buyer

8.1.  ORG-0002
Official name: Vergabekammern des Bundes beim Bundeskartellamt
Registration number: 991-02380-92
Town: Bonn
Postcode: 53113
Country subdivision (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Country: Germany
Email: vk@bundeskartellamt.bund.de
Telephone: 022894990
Roles of this organisation: 
Review organisation

8.1.  ORG-0003
Official name: INTERVAL GmbH
Size of the economic operator: Small
Registration number: HRB 110519
Town: Berlin
Postcode: 10249
Country subdivision (NUTS): Berlin (DE300)
Country: Germany
Roles of this organisation: 
Tenderer
Winner of these lots: LOT-0000

8.1.  ORG-0004
Official name: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts des 
BMI)
Registration number: 0204:994-DOEVD-83
Town: Bonn
Postcode: 53119
Country subdivision (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Country: Germany
Email: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telephone: +49228996100
Roles of this organisation: 
TED eSender

Notice information

mailto:forschung@bfj.bund.de
mailto:vk@bundeskartellamt.bund.de
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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